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Oktoberfest:
10,7 Euro für
eine Maß Bier
Bis 2019 soll ein Liter Bier
nicht mehr kosten dürfen.

Wien. Der Münchner Bürger-
meister Josef Schmid (CSU)
machte sich bei seinem Wahl-
volk mit folgendem Vorschlag
beliebt: Bis 2019 soll die Maß
Bier höchstens 10,70 Euro kos-
ten dürfen und keinen Cent
mehr.

Was die Oktoberfestbesu-
cher goutieren mögen, freut die
dort ausschenkenden Gastwirte
nicht allzu sehr. Dementspre-
chend schnell machten kartell-
rechtliche Einwände die Runde.
Doch die Landeskartellbehörde
Bayern hat, wie gestern bekannt
wurde, keine Bedenken gegen
eine derartige Preisdeckelung,
allerdings müsse sichergestellt
werden, dass die Angemessen-
heit dieser Höchstpreisklausel
vonseiten der Stadt München
regelmäßig überprüft wird.

Passiere das jedoch, würde
sich der Vorschlag durchaus im
rechtlich zulässigen Rahmen
bewegen. (red.)

Privatkonkurs:
Mehr Ermessen
für Richter?
WKÖ-Chef Leitl sieht das als
möglichen Kompromiss.

Wien. An der geplanten Neure-
gelung für Privatinsolvenzen
scheiden sich die Geister. Eine
Entschuldung soll künftig
schon nach drei Jahren und
nicht, wie derzeit, erst nach sie-
ben Jahren möglich sein, die
zehnprozentige Mindestquote
soll wegfallen. Während die
Schuldnerberatungen das be-
grüßen, kommt von Wirtschaft
und Gläubigerschützern Kritik.

Wirtschaftskammer-Chef
Christoph Leitl und Ricardo-
José Vybiral, Vorstand der
KSV1870 Holding, warnten ges-
tern in einer gemeinsamen Aus-
sendung davor, „ein erfolgrei-
ches System zu zerstören“. Statt-
dessen solle man es „maßvoll
reformieren“. Ein Kompromiss
könnte aus Leitls Sicht darin be-
stehen, dass der zuständige
Richter mehr Ermessensspiel-
raum bekommt, um redliche
Schuldner schneller zu entlas-
ten. Bereits jetzt komme es in
rund 72 Prozent aller Privatin-
solvenzfälle zu einer Rest-
schuldbefreiung am Ende des
Verfahrens. 180 bis 200 Mio.
Euro an Schulden würden jähr-
lich an die Gläubiger zurückge-
zahlt, sagte Vybiral. Falle die
Mindestquote weg, erhöhe sich
die Missbrauchsgefahr.

„Zahlungspflicht bleibt“
Erst kürzlich präsentierte der
KSV das Ergebnis einer Umfrage
unter seinen rund 23.000 Mit-
gliedern – mehr als zwei Drittel
seien gegen die Änderung in der
derzeit geplanten Form. Cle-
mens Mitterlehner, Geschäfts-
führer der Dachorganisation der
staatlich anerkannten Schuld-
nerberatungen (asb), sprach da-
gegen von „wesentlichen Ver-
besserungen im Privatkonkurs“.

Gerade gescheiterte Selbst-
ständige, aber auch Menschen
mit sehr niedrigem Einkommen
seien bisher davon ausgeschlos-
sen gewesen. Die Reform be-
deute zudem nicht, dass
Schuldner nichts mehr zahlen
müssen, das Einkommen werde
weiterhin auf das Existenzmini-
mum reduziert. (cka)

OGH: Österreich
muss Reha-Geld
„exportieren“
Freizügigkeit. Anspruch auf Reha-Geld
besteht trotz Übersiedlung nach Deutschland.

VON CHRISTINE KARY

Wien. Eine 33-jährige gelernte Ho-
telfachfrau, die nur kurz in Öster-
reich arbeitete und seit 2007
durchgehend in Deutschland
lebt, hat Anspruch auf Rehabilita-
tionsgeld aus Österreich. Mit die-
sem Spruch des OGH endete ein
jahrelanger Rechtsstreit der Frau
mit der Pensionsversicherungs-
anstalt (10 ObS 133/15d).

Die Frau schloss im Jahr 2000
ihre Schulausbildung ab. Danach
begann sie in Österreich eine
Lehre, wechselte jedoch bald zu
einer Lehrstelle in Deutschland
und legte 2003 dort die Lehrab-
schlussprüfung ab. Insgesamt er-
warb sie in Deutschland 66 Versi-
cherungsmonate. In Österreich
hatte sie zwischen Dezember
2004 und Juni 2006 mehrere Jobs,
aber immer nur für kurze Zeit. Al-
les in allem brachte sie es hier auf
17 Beitragsmonate aus Erwerbs-
tätigkeit, zehn weitere kamen aus
Teilversicherungszeiten dazu –
macht in Summe 27 Monate. Von
Oktober 2011 bis März 2014 be-
zog die Frau, die damals schon
seit Jahren ständig in Deutsch-
land wohnte, in Österreich eine
befristete Invaliditätspension.

„Besserung wahrscheinlich“
Am 1. Jänner 2014 trat das Sozial-
rechts-Änderungsgesetz in Kraft.
Die befristete Invaliditätspension
wurde abgeschafft, an ihre Stelle
traten das Rehabilitations- und
das Umschulungsgeld. Beide
Leistungen haben das Ziel, Men-
schen, die vorübergehend be-
rufsunfähig sind, wieder in den
Arbeitsmarkt einzugliedern.

Von ihrem Gesundheitszu-
stand her war die Frau eine Kan-
didatin dafür: Sie sei auch seit
1. April 2014 (also nach dem Aus-
laufen ihrer Invaliditätspension)
nicht in der Lage gewesen, eine
berufliche Tätigkeit zu verrichten,
heißt es in der Entscheidung.

„Schon bei geringen psychischen
Belastungen ist derzeit mit länge-
ren als den üblichen Arbeitsun-
terbrechungen zu rechnen, auch
mit weitaus längeren Kranken-
ständen als sieben Wochen pro
Jahr.“ Jedoch sei es hoch wahr-
scheinlich, dass sich ihr psychi-
scher Zustand innerhalb der
nächsten drei Jahre deutlich bes-
sern werde. Und weiter: „Es ist
keinesfalls mit an Sicherheit
grenzender Wahrscheinlichkeit
eine Besserung des Leistungskal-
küls ausgeschlossen.“

Aber warum soll Österreich in
der Pflicht sein, obwohl die Frau
in Deutschland wohnt? Der OGH
wog das Für und Wider sehr aus-
führlich ab. Zwar sei das Rehabili-
tationsgeld eine „Geldleistung bei
Krankheit“, und dafür wäre an
sich der Wohnsitzstaat zuständig.
Diese Leistung habe aber einen
Sondercharakter: Sie setzt Versi-
cherungs- und Beitragszeiten vo-
raus und soll die befristete Invali-
ditätspension ersetzen. Insgesamt
sei sie somit – trotz allem – eine
Gegenleistung für hier geleistete
Pensionsversicherungsbeiträge.

Wäre dann aber das Wohn-
sitzland allein dafür zuständig,
könne das die unionsrechtliche
Freizügigkeit beschränken, be-
fand das Höchstgericht. Denn
wer in ein anderes EU-Land über-
siedelt, könnte um die Leistung
umfallen, obwohl er die nötigen
Versicherungszeiten erworben
hat. Der Leistungsverlust wäre so-
mit eine unmittelbare Folge des
Wohnsitzwechsels. Speziell, wenn
der neue Wohnsitzstaat keine ver-
gleichbare Geldleistung kennt –
so wie es hier der Fall ist.

Fazit: Weil die Frau die sons-
tigen Voraussetzungen für das
Rehabilitationsgeld erfüllt, gelten
auch die EU-rechtlichen Regeln
über die „Exportpflicht“. Öster-
reich muss also zahlen, obwohl
die Leistungsberechtigte nach
Deutschland gezogen ist.

Analyse. Unternehmer und Juristen leben auf verschiedenen Sternen, sagt die deutsche Professorin Barbara Dauner-Lieb. Unternehmer
reagieren auf Unsicherheit mit Strategien, Juristen antworten darauf mit einer Fülle neuer Regeln. Der falsche Weg, findet die Juristin.

„Mit Unsicherheit kommen Juristen nicht klar“
VON JUDITH HECHT

Wien. Wer hätte vor fünf Jahren ge-
dacht, dass es zum Brexit kommen
könnte, Donald Trump Präsident
der Vereinigten Staaten oder die
Digitalisierung die Spielregeln im
Geschäfts- und Privatleben unfass-
bar schnell verändern wird? Kaum
jemand. Sicher ist, dass wir alle un-
sicher sind, wie sich die Welt in den
nächsten Jahren verändern wird.

Unternehmer müssen sich,
wollen sie auch künftig erfolgreich
sein, mit dem dauernden Wandel
befassen. Aber wie reagieren Juris-
ten auf Ungewissheit? Wie kom-
men sie mit Unsicherheit zurecht?
„Juristen und Unternehmer leben –
auch wenn sie dauernd miteinan-
der arbeiten und dringend aufei-
nander angewiesen sind – auf ver-
schiedenen Sternen“, sagt Barbara
Dauner-Lieb, Juristin und Professo-
rin an der Uni Köln, vergangene
Woche bei ihrem Vortrag an der
WU Wien. „Zwar verstehen gute
Unternehmensjuristen, wie ein Un-
ternehmen funktioniert. Und Un-
ternehmer wissen auch, dass Juris-
ten nicht nur Bremser und Lang-
weiler sind – dennoch: Ungewiss-
heit ist für den Juristen ein sperriges
Thema.“ Dauner-Lieb hat dafür
auch eine Erklärung: Der aller-
höchste Wert für einen Juristen hie-
ße nun einmal Rechtssicherheit.
„Die Kunst des Juristen ist es, Si-
cherheit zu schaffen. Und genau
das wird auch von uns erwartet.“

Wie wahr: Der Anwalt, der von
seinem Mandanten nach einer ju-
ristischen Einschätzung gefragt
wird, macht sich mit der Antwort
„Na, so genau weiß ich das nicht“
höchst unbeliebt. Dabei wäre das in
den meisten Fällen die ehrlichste
Antwort. Dauner-Lieb: „Wie ein
Gericht wirklich entscheidet, weiß
man nie. Wir haben eine hohe
Rechtsunsicherheit.“

Jurist glaubt an Gut und Böse
Dabei werde Studierenden schon
auf der Uni eingetrichtert, dass es
Regeln gibt und es die Juristen sei-
en, die Gut und Böse auseinander-
halten können. „Wenn etwas schief
gelaufen ist, glauben wir Juristen
immer, wir wüssten, wie es richtig
gegangen wäre, hätte man bloß die

Regeln eingehalten. Doch diesen
Dauer-Bias sollte sich jeder Jurist
schleunigst abtrainieren, wenn er
mit Unternehmern sinnvoll arbei-
ten will.“ Doch Dauner-Lieb geht
noch viel weiter: Auch in den aka-
demischen Unterricht müsse ein-
fließen, dass man mit bestimmten
juristischen Kategorien heute ein-
fach nicht mehr zurechtkommt.
Dazu gehörten auch Themen, die
Juristen zentral beschäftigen, wie
Haftung, Compliance und die Busi-
ness Judgement Rule.

Die Business Judgement Rule
ist in Österreich seit 1. Jänner 2016
gesetzlich verankert. Die aus dem
angloamerikanischen Rechtskreis
stammende Regel versucht, insbe-
sondere die Haftung von Geschäfts-
führern einer GmbH und Vor-
standsmitgliedern einer AG auf ein
vernünftiges Maß einzuschränken.
Sie müssen für ihre Entscheidun-
gen nicht haften, sofern sie sich da-
bei nicht von sachfremden Interes-

sen leiten ließen und nach ange-
messener Information annehmen
konnten, zum Wohle der Gesell-
schaft zu handeln.

Vieles ist nicht berechenbar
Für Dauner-Lieb geht diese Regel
jedoch an der Realität vorbei. Ein
Unternehmen müsse heute so gut
wie immer mit Situationen leben,
in denen es nichts zu berechnen
gebe und man trotzdem rasch ent-
scheiden müsse, sagt sie. „Genau
das ist für den Juristen nicht ein-
fach. Er glaubt tief im Inneren,
wenn man sich nur lange genug
mit einer Sache befasst und Exper-
tenrat eingeholt hat, dann hat man
irgendwann festen Boden unter
den Füßen. Das war jedoch immer
schon eine Illusion.“ Es sei hoch an
der Zeit, dass sich der Jurist von
dem Gedanken trennt, jedes Risiko
sei etwas Unangenehmes und ver-
meidbar. Und vielleicht auch von
der Business Judgement Rule: „Sie

funktioniert so nicht und ist gefähr-
lich, weil sie nur zur Verrechtli-
chung führt“, sagt Dauner-Lieb.

Geht es nach ihr, müssten sich
Juristen auch von diversen alten
Verhaltensmustern trennen und
viel flexibler werden: „Der Jurist
reagiert momentan auf Unsicher-
heit – getrieben von der Politik –
immer mit Regulierung.“ Bestes
Beispiel dafür sei die Finanzkrise.
Ein Wust an neuen Gesetzen sollte
wieder Struktur ins Ungewisse

bringen. Doch hinter diesem Vor-
gehen stehe nichts anderes als die
gefährliche Illusion, der Jurist kön-
ne mit besseren Rahmenbedingun-
gen die Welt wieder in Ordnung
bringen. „Ob das funktioniert, da
habe ich meine Zweifel“, sagt die
Rechtswissenschaftlerin. Das zeig-
ten auch die überbordenden Com-
pliance-Regeln, mit denen heute
jedes Unternehmen zu kämpfen
habe. Freilich gehe es nicht darum,
Bestechung zu verharmlosen. Es
gehe um Kleinkram wie: Darf eine
Sekretärin einen Blumenstrauß an-
nehmen? Auch Compliance im Ka-
pitalmarktrecht sei so kompliziert,
dass sich niemand mehr auskenne
und dass es Ressourcen von Vor-
ständen und Aufsichtsräten binde.

Diese Lektion habe der Jurist
einfach noch zu lernen, sagt Dau-
ner-Lieb: „Ohne Ungewissheit ist
unternehmerische Tätigkeit nicht
zu haben. Die Vorstellung, alles re-
geln zu können, funktioniert nicht.“
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ZUR PERSON

Barbara Dauner-Lieb war sowohl als
Rechtsanwältin als auch als Leiterin
einer AG tätig. Sie ist Inhaberin des
Lehrstuhls für Bürgerliches Recht,
Handels- und Gesellschaftsrecht an der
Uni Köln. Von 2002 bis 2007 war sie
nebenamtlich Richterin am Ober-
landesgericht Köln. Seit 2015 ist sie
Mitglied des Verfassungsgerichtshofs für
das Land Nordrhein-Westfalen.

Für die Juristin
Barbara Dauner-
Lieb ist völlig klar,
weshalb sich
Juristen mit Un-
sicherheit so pla-
gen. „Unser
höchster Wert ist
Rechtssicherheit.“

[ Elena Azzalini ]
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Facebook gewinnt gegen Flüchtling
Urteil. Facebook muss verleumderische Beiträge nicht aktiv suchen und entfernen. Ein
syrischer Flüchtling verlor vor einem Würzburger Gericht gegen den US–Konzern.

Wien. Anas Modamani hatte im
September 2015 ein Selfie mit der
deutschen Bundeskanzlerin Angela
Merkel geschossen, kurz nachdem
er in einer Flüchtlingsunterkunft im
angekommen war. Diese Szene
hielten Fotografen fest, die Bilder
des syrischen Flüchtlings mit Mer-
kel gingen um die Welt.

Rückblickend betrachtet bereut
Anas Modamani wohl, dass diese
Fotos geschossen wurden. Denn
unbekannte Facebook-User stellten
Modamani mehrfach in Fotomon-
tagen völlig zu Unrecht als Verbre-
cher dar. Sie unterstellten dem Sy-
rer unter anderem, er habe etwas
mit der Attacke auf einen Obdach-
losen in Berlin und auch mit dem
Anschlag auf den Weihnachtsmarkt
zu tun.

Modamani wollte sich diese
Verleumdungen verständlicher
Weise nicht gefallen lassen und for-
derte Facebook auf, nicht nur die
Originalbeiträge zu löschen, son-
dern auch alle Duplikate. Doch das
tat der amerikanische Konzern
nicht, weshalb sich der Syrer ge-
zwungen sah, Facebook darauf zu

klagen, überall auf der Plattform
sämtliche diffamierende Bilder un-
verzüglich zu löschen.

Die Entscheidung des Gerichts
erwartete nicht nur der 19-jährige
mit Interesse, geht es doch letztlich
um die Rechtsfrage, ob Facebook
von sich aus aktiv zu werden hat,
wenn eine unschuldige Person zu
Unrecht als Straftäter oder Attentä-
ter verunglimpft wird.

Facebook nicht verantwortlich
Facebook verneinte eine derartige
Verpflichtung im Vorfeld, schließ-
lich sei es für die Inhalte seiner
Nutzer nicht verantwortlich. Wenn
ein User sich in seinen Persönlich-
keitsrechten verletzt fühle, hat er
Facebook demnach selbst die ent-
sprechenden Beiträge zu melden.
Erst dann sieht sich das Online-
Netzwerk veranlasst, die Inhalte auf
ihre Rechtswidrigkeit zu überprü-
fen und gegebenenfalls auch zu lö-
schen.

Und tatsächlich ist der Konzern
nicht dazu verpflichtet, mehr zu
tun. Facebook muss in seinem Netz
weiterhin nicht aktiv nach rechts-

widrigen Inhalten gegen einen
Flüchtling suchen und diese lö-
schen. Das entschied das Landge-
richt Würzburg am Dienstag.

Facebook habe sich nicht an
den Verleumdungen beteiligt oder
sich die Inhalte zu eigen gemacht,
hieß es zur Begründung seitens
des Vorsitzenden Richters der Ers-
ten Zivilkammer. Es handelt sich
somit um fremde Inhalte der Nut-
zer des Portals. Der Syrer muss
weiterhin selbst verleumderische
Beiträge gegen ihn suchen und
melden.

Für den Anwalt von Anas Mo-
damani, Chan-jo Jun, zeige das Ur-
teil, dass Facebook-User gegen den
mächtigen Konzern einfach nicht
ankämen. Er sieht nun vor allem
den Gesetzgeber in der Pflicht, weil
Appelle an die Freiwilligkeit nicht
ausreichten. Hohe Geldstrafen sei-
en notwendig, es müsse Unterneh-
men wie Facebook finanziell weh-
tun, geltendes Recht zu verletzen.
Der Fall wurde übrigens in Würz-
burg verhandelt, weil der Anwalt
des Flüchtlings seine Kanzlei in der
Residenzstadt hat. (red./ag.)

Woran liegt es, wenn Megadeals platzen?
Übernahmerecht. Kraft Heinz kann sich Unilever nun doch nicht einverleiben. Das ist aber kein Einzelfall – immer
wieder scheitern Fusionspläne kurz nach Bekanntwerden. Dem Bieter kann dann leicht die Zeit davonlaufen.

VON CHRISTINE KARY

Wien. 143 Milliarden Dollar bot
Kraft Heinz für Unilever. Aber
kaum wurden die Übernahmeplä-
ne bekannt, waren sie auch schon
Geschichte: Unilever signalisierte
Ablehnung, Kraft Heinz zog sein
Angebot zurück. Laut Daten von
Thomson Reuters ist diese Trans-
aktion die drittgrößte, die jemals
geplatzt ist – aber bei weitem kein
Einzelfall. Den größten gescheiter-
ten Deal gab es im Vorjahr: Pfizer
bot für Allergan 160 Milliarden
Dollar, diese beiden wären sich so-
gar einig gewesen – eine Verschär-
fung des US-Steuerrechts zwang
Pfizer jedoch zum Rückzug.

Hier war der Grund des Schei-
terns klar. Aber woran liegt es
sonst, wenn Megatransaktionen
platzen? Sind solche Geschäfte
nicht längst bis ins kleinste Detail
ausgehandelt, sobald sie publik
werden? Bei öffentlichen Über-
nahmen – also mit einer börsenno-
tierten Gesellschaft als Übernah-
meziel – sei meist das Gegenteil
der Fall, sagt Thomas Zottl, Partner

bei Freshfields: „Da muss man be-
reits im Vorfeld und unter Wah-
rung der Vertraulichkeit so viel wie
möglich vorbereiten.“ Und idealer-
weise auch die Kriegskasse schon
gefüllt haben. Denn werden die
Pläne öffentlich bekannt oder gibt
es Spekulationen, bleibt kaum
mehr Spielraum: „Ab dann tickt
die übernahmerechtliche Uhr.“

Mit wem redet man zuerst?
Eine der ersten und heikelsten Fra-
gen sei es für den Bieter, mit wem
er zuerst reden soll: Mit dem Vor-
stand der Zielgesellschaft? Oder
mit dem potenziellen Verkäufer?
Letzteres kann aussichtsreicher
sein, setzt aber voraus, dass es
einen Kernaktionär gibt – „idealer-
weise jemanden, der nicht börsen-
notiert ist“, sagt Zottls Kanzleikol-
lege Ludwig Hartenau. Denn ein
solcher unterliegt wenigstens kei-
ner Ad-hoc-Pflicht, muss die Sache
also nicht sofort publik machen. Ist
die Zielgesellschaft jedoch kom-
plett im Streubesitz, bleibt nur de-
ren Vorstand als Ansprechpartner.
Dieser unterliegt sehr wohl der Ad-

hoc-Pflicht, die im Spannungsfeld
mit den Übernahmeplänen stehen
kann. Zwar dürfe er die Meldung
aufschieben, solange es keine Spe-
kulationen am Markt gibt, sagt
Zottl. „Aber wenn er den Bieter
nicht mag, wird er umso mehr auf
die Ad-hoc-Pflicht pochen.“

Was man ihm nicht einmal an-
kreiden kann – denn wer zu lange
zögert, riskiert später Probleme mit
der Aufsichtsbehörde. Immer wie-
der gab es im Nachhinein Vorwür-
fe, eine Ad-hoc-Meldung sei zu
spät erfolgt. Kommen Gerüchte auf,
darf man keinesfalls mehr zuwar-
ten. Aber auch ein anderer Fristen-
lauf beginnt: In Österreich verlangt
dann die Übernahmekommission
vom Bieter, dass er sich erklärt. Ver-
neint er seine Absichten, ist er für
zwölf Monate gesperrt. Bestätigt er
sie jedoch, muss er innerhalb von
nur zehn Börsentagen die Ange-
botsunterlage bei der Übernahme-
kommission anzeigen – sonst gilt
für ihn ebenfalls die Sperrfrist.

Diese „put up or shut up“-Re-
gel soll verhindern, dass börsenno-
tierte Gesellschaften über einen

unverhältnismäßig langen Zeit-
raum in Übernahmesituationen in-
volviert sind – ein verständliches
Anliegen, sagt Zottl. Etwas Zeit ge-
winnen kann man, wenn es gelingt,
mit der Zielgesellschaft ein „Stand-
still Agreement“ zu treffen: Diese
unterfertigt eine Vertraulichkeits-
vereinbarung und verhandelt „hin-
ter verschlossenen Türen“ mit
einem möglichen Bieter, dafür ver-
zichtet dieser darauf, bereits Aktien
der Zielgesellschaft zu kaufen.

So etwas klappt aber nur, wenn
beide Seiten es wollen und auch
sonst niemand die Gerüchteküche
anheizt. Auch Kraft Heinz hat Uni-
lever direkt angesprochen – dort
ging die Sache schief. Positivbei-
spiele gibt es auch, etwa das Über-
nahmeangebot von Vonovia an die
Aktionäre der Conwert: Dieses un-
ter Dach und Fach zu bringen,
habe man „an einem Wochenende
ohne Schlaf“ geschafft, von Freitag
nach Börsenschluss bis Montag
Früh, sagt Hartenau. „Das war der
Idealfall – aber die Ausnahme. Die-
sen freundlichen Deal haben offen-
bar alle Beteiligten gewollt.“

Neue Richtwerte ab
April: Was Vermieter
beachten müssen
Mietzins. Eine Erhöhung wird nur wirksam,
wenn der Vermieter Formalitäten einhält.

VON CHRISTINE KARY

Wien. Am 1. April 2017 tritt – mit
einem Jahr Verspätung – bei den
Richtwertmieten die nächste In-
dexanpassung in Kraft: Die Richt-
werte steigen um rund 3,5 Prozent
(siehe Grafik). An sich ist eine An-
passung alle zwei Jahre vorgese-
hen, 2016 wurde sie jedoch unter
dem Schlagwort „Mietzinsbremse“
ausgesetzt.

Wirksam werden die neuen
Richtwerte für Mietverträge, die
ab 1. April abgeschlossen werden.
Bei Altverträgen mit Wertsiche-
rungsklausel können die Mieten
ebenfalls entsprechend erhöht
werden, und zwar ab kommen-
den Mai. Christoph Kothbauer,
Rechtsexperte der „Online-Haus-
verwaltung“, weist jedoch auf
Formerfordernisse hin, die Ver-
mieter dabei einhalten müssen:
Laut Mietrechtsgesetz muss das
Erhöhungsbegehren schriftlich
gestellt werden – und darf erst ab-

geschickt werden, wenn die neu-
en Richtwerte bereits gelten, also
nicht vor Anfang April.

„Wird das Schreiben zu früh
datiert bzw. abgeschickt, entfaltet
es überhaupt keine Rechtswirkun-
gen“, warnt Kothbauer in einer
Aussendung. Der Mieter muss
dann keine höhere Miete zahlen,
solange ihm kein neues Schreiben
des Vermieters zugeht. Anderer-
seits darf sich der Vermieter mit
seinem Erhöhungsbegehren aber
auch nicht zu viel Zeit lassen: Da-
mit die Erhöhung zum nächsten
Zinstermin wirksam wird, muss
das Schreiben spätestens 14 Tage
vor diesem Termin beim Mieter
einlangen.

Knappes Zeitfenster
Laut Mietrechtsgesetz ist der frü-
hestmögliche Zahlungstermin der
Fünfte des jeweiligen Monats. In
diesem Fall müsste der Brief also
spätestens am 21. April beim Mie-
ter ankommen, damit der neue
Mietzins schon ab Mai gilt, rechnet
Kothbauer vor. Langt das Schrei-
ben später ein, wird die Erhöhung
erst mit Juni wirksam. Ist ein späte-
rer monatlicher Zahlungstermin
vereinbart, hat der Vermieter für
sein Schreiben entsprechend län-
ger Zeit.

Generell gelten die Richtwerte
– mit Zuschlägen oder Abstrichen
– für Altbauwohnungen, wenn der
Mietvertrag ab 1. März 1994 abge-
schlossen wurde, und teilweise
auch für Wiener Gemeindewoh-
nungen. Mit dem „2. Mietrechtli-
chen Inflationslinderungsgesetz“
wurden die bis Ende März gelten-
den Werte einmalig für eine drei-
jährige Periode fixiert. Ab dann gilt
wieder die Anpassung im Zweijah-
resrhythmus. Basis ist der Ver-
braucherpreisindex 2010, die Wer-
te ändern sich in jenem Ausmaß,
in dem sich der durchschnittliche
Indexwert des Vorjahres im Ver-
gleich zum Wert 107,9 (Durch-
schnittswert des Jahres 2013) ver-
ändert hat.


